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Der Hr: kk: Handelsminister hat mir auch bereits seine vom oesterreichischen M inisterrathe 
gebilligten Ansichten über das vom Bundesrath Welti angeregte Projekt bekanntgegeben. Diesel­
ben gehen im W esentlichen dahin, dass dem Bundesrath Welti in verbindlichster Weise und unter 
Betonung der vollen Würdigung, welcher seiner Initiative in Bezug auf diese die oester: ungar: 
Monarchie und die Schweiz gleichmässig interessirende handelspolitische und Verkehrsfrage 
gezollt wird, eröffnet werden möge, dass wie schon aus den von ihm mit E. E. gepflogenen mündli­
chen Erörterungen ersichtlich ist, die ganze, den Ausbau der Arlberg-Bahn auf G rund eines inter­
nationalen Übereinkommens betreffende Combination von der diesfälligen Haltung Frankreichs 
abhängig sei und wir daher vor Allem Bedacht seyn müssten, über diesen Punkt Klarheit zu erlan­
gen. Aus naheliegenden Gründen würde es uns aber schwer fallen, an die französische Regierung 
direkt mit einer Anregung des Gegenstandes heranzutreten. Wir würden daher vorziehen den zwei­
ten vom Bundesrath Welti angedeuteten Weg zu wählen, wonach die einleitenden Schritte in Paris 
Seitens der Schweiz erfolgen würden.

Führen dieselben zu einem Erfolge und gelangen wir auf diesem Wege zu positiven conkreten 
Anträgen über die Form in welcher die finanzielle Mitwirkung der Schweiz und Frankreichs an der 
auch sie interessirenden Alpenbahnlinie in Aussicht zu nehmen ist, so werde die k. u. k. Regierung, 
welche diese Bahnverbindung schon vorlängst, und zwar als Staatsbau in’s Auge gefasst hat, und 
nur wegen den hieraus entstehenden finanziellen Lasten mit der Realisierung des Projektes gezö­
gert hat, ihrerseits mit aller Bereitwilligkeit in die Prüfung dieser Vorschläge eintreten.

Von Seite des Hrn: k: ungarischen Communikationsministers ist mir zwar eine Antwort in die­
ser Angelegenheit zur Zeit noch nicht zugekommen, allein es ist anzunehmen dass die von der kk: 
oesterreichischen Regierung kundgegebene Auffassung auch dem Standpunkte der ungarischen 
Regierung, insoweit derselbe in dem gegenwärtigen Stadium der Angelegenheit in Betracht 
kommt, entsprechen werde.

Ich glaube daher bei der Dringlichkeit der Frage nicht zögern zu dürfen E. E. von den im V orste­
henden dargelegten Anschauungen des Hrn: k.k: Handelsministers in Kenntnis zu setzen und 
hochdieselben zu ersuchen, im Sinne derselben die vom Bundesrathe Welti ausgegangene A nre­
gung vertraulich zu beantworten.

Hieran knüpfe ich zugleich auch die Bitte mich von der Aufnahme welche diese Eröffnungen 
finden und von den Schritten welche in Folge derselben schweizerischer Seits eingeleitet werden, in 
Kenntniss zu [setzen].

173
E 2300 Berlin 3

Der schweizerische Gesandte in Berlin, A . Roth, 
an den Bundespräsidenten und Vorsteher des Politischen Departements,

E. Welti

B Berlin, 18. Februar 1880

Ich bestätige Ihnen mein soeben expedirtes Telegramm lautend:
«Über die gestern Abend spät gemeldete Explosion im Winter-Palais in 

Petersburg, angeblich direkt unter dem Speisesalon der kaiserlichen Familie, sagt 
der russische Regierungsbote: Am 17. Nachmittags gegen 7 Uhr erfolgte im Erd­
geschoss des Winter-Palais, unter dem Hauptwachzimmer, eine Explosion, 
wobei von der Wache 8 Mann getödet und 45 verwundet wurden. Die Diele des 
Wachzimmers und mehrere Gasröhren sind beschädigt. Die amtlichen Erhebun­
gen sind im Gange.»
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Ein Mitglied der russischen Botschaft bestätigte mir vor einer Stunde den 
Inhalt dieses Telegramms, mit dem Beifügen, man vermuthe, dass Dynamith in 
die Gasröhren gebracht worden sei.

Dieses neue Verbrechen dürfte ohne Zweifel auch uns wieder Unannehmlich­
keiten bringen. Heisst es ja doch fortwährend, Genf sei ein Hauptherd aller russi­
schen Verschwörungen.1 Noch vor kurzer Zeit sagte mir Herr von Oubril, der bis­
herige russische Botschafter, anlässlich einer flüchtigen Conversation betreffend 
das Moskauer Attentat. «On croit connaître les malfaiteurs, mais ils auront pro­
bablement réussi à gagner la frontière pour se rendre en Angleterre ou chez vous 
en Suisse, à Genève, où se trouve le centre de toutes ces conspirations. Il y a, entre 
autres, un individu très dangereux, un prince ... (der Name ist mir entfallen)2 qui 
est un des chefs du parti révolutionnaire. Il faudra pourtant voir de nouveau, s’il 
n’y a pas moyen de changer cet état des choses.»

Ich verhielt mich äusserst reservirt, äusserte meine Zweifel über die Richtigkeit 
der russischen Beurtheilung der Verhältnisse in Genf, legte Betonung auf unsere 
Traditionen und die bei uns allgemein herschenden Anschauungen über das ver­
fassungsmässig anerkannte Asylrecht und fügte dann noch, halb scherzend bei, 
mit allfälligen internationalen Abmachungen könnte man uns allerdings Ungele­
genheiten bereiten, einen praktischen Erfolg würde man aber dabei nicht errei­
chen, denn wir können unser jetziges Verhalten nicht ändern und England werde 
allen derartigen Zumuthungen sicherlich die Ohren verschliessen.

Etwas von neuen Versuchen, Deutschland und Ostreich für die Sache zu 
gewinnen, lag in der letzten Zeit entschieden in der Luft und nun kommt noch die 
gestrige Katastrophe als frisches agens dazu.

Ich werde dieser Angelegenheit fortgesetzt meine volle Aufmerksamkeit 
zuwenden.

Die Büdget-Berathung im preussischen Abgeordnetenhause ist von dem Cen­
trum, wie vorauszusehen war, wieder benutzt worden, um die Kulturkampffrage 
zur Sprache zu bringen. Prinzipiell genommen ergieng sich die Opposition bei 
diesem Anlasse wieder in den heftigsten, zum Theil nichts weniger als parlamen­
tarischen Angriffen gegen die Mai-Gesetze und deren Schöpfer und Vollstrecker, 
ganz in derselben Weise, wie wir dies seit Jahren gewohnt waren. Auch die glei­
chen Bedingungen für den Friedensschluss wurden gestellt. Eine Variante ist 
indess doch zu verzeichnen. Die Kämpen der ultramontanen Parthei, wie Wind­
horst (Meppen), Schorlemer-Alst u.s. w., behandelten den zeitweiligen Cultusmi- 
nister sehr glimpflich und richteten ihre Rekriminationen fast ausschliesslich 
gegen den Vorgänger des letztem, Dr. Falk und dessen Mitarbeiter. Diese Kamp­
fesweise hatte nun allerdings für die angreifende Parthei, in der Hauptsache 
wenigstens, nicht den gewünschten Erfolg, denn sie zwang v. Puttkammer zu der 
ausdrücklichen Erklärung, dass die vollständige Anerkennung der Rechte des 
Staates, nach wie vor, die unumstössliche Bedingung für jede Verständigung 
bilden müsse. Insofern hat sich also die Situation gegen früher nicht geändert. 
Dagegen zeigte sich der Cultusminister auch bei diesem Anlasse im Übrigen als so 
conciliant und zu Concessionen auf praktischem Boden geneigt, dass die Ultra-

1. Vgl. dazu Nr. 162.
2 . Es dürfte sich um K ropo tk in  handeln. Vgl. Nrn. 170, 197.
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montanen im Grunde mit dem Resultate ihres Feldzuges und mit der Lage der 
Dinge im Allgemeinen dennoch viel zufriedener sein werden, als in den vergange­
nen Jahren.

Wer über den Stand der Unterhandlungen mit Rom nicht sonst näher vertraut 
ist, hat allerdings in diesen Debatten vergeblich nach «etwas mehr Licht» gespäht. 
Ich hörte hierüber von verschiedenen Seiten Klagen. Mit Hülfe der Auskunft, 
welche ich neulich hierüber erhalten (vid. mein Bericht3 vom 28. Januar l.J.) 
glaube ich mich aber doch hinlänglich orientirt, um mich dahin äussern zu kön­
nen, dass die Situation genau so zu beurtheilen ist, wie ich dieselbe in dem erwähn­
ten Bericht gezeichnet habe.

Auch seither habe ich wieder vernommen, dass die Unterhandlungen in Wien 
auf der gleichen Basis weitergeführt werden. Es wurde mir auch versichert, die 
Kurie habe die preussischerseits gestellte Forderung betreffend die Anzeige­
pflicht bei den Wahlen der Geistlichen bereits anerkannt.

Zur Zeit soll man über die Zulassung der geistlichen Congregationen und über 
das Fortbestehen des obersten geistlichen Gerichtshofes unterhandeln. Rom, 
heisst es, verlange die Aufhebung des letztem, sowie (als erste höchste Forde­
rung) die Admission aller Congregationen. Preussischerseits sei die Geneigtheit 
zu erkennen gegeben worden, die Competenzen des obersten Gerichtshofes zu 
präzisiren und etwas enger zu ziehen und im Weitern auch die Frage zu prüfen, ob 
einzelne Congregationen, welche sich mit der Krankenpflege beschäftigen, wie­
der zugelassen werden könnten. Von einem Weichen betreffend die ändern 
Congregationen, besonders mit Rücksicht auf die Jesuiten, ist dagegen keine 
Rede.

Man paktirt also weiter und wenn nicht unvorhergesehen Hindernisse eintre- 
ten, wenn namentlich — ich wiederhole es — das Centrum in seinem blinden Eifer 
die Unterhandlungen nicht weiter erschwert, wenn es den Reichskanzler nicht in 
ändern wichtigen Fragen vor den Kopf stösst, und wenn es sich schliesslich mit 
dem Gedanken vertraut macht, dass der Frieden auf praktischem Boden und 
nicht auf dem Gebiete einer prinzipiellen Umkehr der preussischen Staats-Regie- 
rung zu suchen ist, so werden wir allmählig einer Verständigung entgegengehen. 
Aber jedenfalls nur allmählig, sehr allmählig, denn die Behandlung der Details­
fragen wird noch viele Schwierigkeiten bieten.

Der Bundesrath hat den Ihnen bekannten Militär-Gesetz-Entwurf, sammt 
Motiven, ohne Änderung genehmigt und ist diese Vorlage dem Reichstag bereits 
zugegangen.

Wenn einzelne Pressorgane sich dahin aussprechen, diese Vorlage habe sehr 
überrascht, so können mit den Überraschten nur Leute gemeint sein, welche für 
öffentliche Fragen wenig Verständniss haben. Für jeden, der diese Frage seit Jah­
ren verfolgt hat, war es im Gegentheil längst eine ausgemachte Sache, dass ein sol­
cher Vorschlag kommen werde und müsse und schon aus diesem Grunde glaubte 
man bei Anlass der Zolldebatten vom vorigen Jahr auch nicht einen Augenblick 
an die Möglichkeit der Verwirklichung der in Aussicht gestellten Steuererleichte­
rungen.

Auch die Regierung hat aus ihrer Absicht, bezügl. Vorschläge zu bringen, nie

3 . N ich t abgedruckt.
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ein Geheimniss gemacht. Es könnte sich höchstens fragen, ob man diese Vorlage 
schon jetzt einbringen solle oder erst im nächsten Jahre. Man entschied sich aber 
sehr bald für die diesjährige Session, um so für die Aufstellung des ganzen 
Büdgets pro 1881/1882 eine zuverlässige Basis und die nothwendige Zeit zu 
gewinnen.

An der Zustimmung des Reichstags zweifelt Niemand. Nur der Fortschritt und 
theilweise das Centrum, wahrscheinlich auch die Polen, werden dagegen stim­
men. Die bezüglichen Debatten dürften aber jedenfalls interessant werden. 
Namentlich ist man auf die nähere, mündliche Motivirung durch die Regierung, 
bezw. den Reichskanzler gespannt, obschon man eigentlich jetzt schon über den 
Grundton derselben ziemlich orientirt zu sein glaubt. Die Entwicklung der Wehr­
kräfte Frankreichs und Russlands, wird es mutatis mutandis heissen, nöthigt 
Deutschland mit Ostreich gleichen Schritt zu halten.

Betreffend die Entwicklung des französischen Heerwesens erachtet man sich 
als hinlänglich aufgeklärt; dagegen gehen die Ansichten über die diesbez. A n­
strengungen Russlands und über die viel besprochenen russischen Truppen- 
Anhäufungen in den gegen Deutschland gelegenen Grenzbezirken wesentlich 
auseinander.

Deutscherseits ist man sehr misstrauisch, trotz aller Dementis aus Petersburg. 
Wie unsicher man im Allgemeinen in der Beurtheilung dieser Frage ist, geht auch 
aus einer Mittheilung hervor, welche mir neulich der englische Botschafter, Lord 
Russel, machte. Er sagte mir nämlich, die englischen Consule in Russland, hier­
über zum Berichte aufgefordert, hätten einstimmig gemeldet, ihnen sei von den 
angeblichen Truppen-Dislokationen nichts bekannt, währenddem auf der än­
dern Seite die englischen Consuln in Ostreich das Gegentheil melden.

Sicher ist, dass man in Berlin, namentlich in den höhern und höchsten militäri­
schen Kreisen, Russlands wegen immer sehr preocupirt ist. Ich schliesse dies auch 
aus einer Unterredung, welche ich unlängst mit dem Feldmarschall Moltke 
(anlässlich eines Diner) hatte, und wobei er auch auf die Militärvorlage zu spre­
chen kam. Er betonte hiebei die Nothwendigkeit für Deutschland, stets gerüstet 
zu sein, da man beständig von zwei Seiten her (Frankreich und Russland) bedroht 
sein könne. Die russischerseits gemachten Anstrengungen und Truppendisloka­
tionen beweisen deutlich, fügte er hinzu, dass man im gegebenen Falle agressiv 
vorgehen wolle, denn es könne weder Deutschland noch Ostreich einfallen, Russ­
land den Krieg zu machen. «Was wollten wir auch in Russland machen», fragte er 
wörtlich, «unsere Armeen müssten ja dort verhungern»; und dann zog er noch 
eine Paralele zwischen Frankreich und Russland betreffend die Ressourcen für 
die Verpflegung einer deutschen Armee.

So Moltke und so denken mit ihm, wie ich mich wiederholt überzeugen konnte, 
nicht nur zahlreiche Vertreter der Armee, sondern auch viele deutsche Politiker.

Betreffend die Anerkennung Rumaenien’s erwartet man in der allernächsten 
Zeit die erwünschte Lösung. Die deutsche Regierung, in der Eisenbahnangele­
genheit nunmehr zufrieden gestellt, wird jetzt mit Frankreich und England die 
rumänischen Kammerbeschlüsse in der Judenfrage als vorläufig genügend aner­
kennen, nachdem nämlich die rumänische Regierung in irgend welcher Form die 
Erklärung abgegeben, dass diese Beschlüsse nur als ein commencement d ’exécu-
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tion der betreffenden Bestimmungen des Berliner-Friedens aufzufassen seien. 
Auch in dieser Frage hat der Reichskanzler sehr glücklich operirt; er verstand es, 
für die deutschen Interessen, in der Eisenbahnfrage, auch England und Frank­
reich in der Weise zu gewinnen, dass sie sich verpflichteten, Rumaenien nur 
gemeinsam mit Deutschland anzuerkennen.

Das selbständige Vorgehen Italien’s und neulich auch der Niederlande betref­
fend diese Anerkennung ist hier natürlich etwas übel vermerkt worden. Die 
Nachrichten über eine ernstliche Erkältung in den Beziehungen zwischen 
Deutschland und Italien, sei es aus obigem oder einem ändern, Grunde, gehören 
aber offenbar in das Gebiet der Fabrikation von grundlosen Sensations- Berichten. 
Ebenso, ohne Zweifel, die Versuche, der Reise des Kronprinzen nach Pegli eine 
politische Bedeutung zu geben.

174
J. I. 2 /1 3

Der päpstliche Nuntius in Paris, W. Czacki, 
an den österreichisch-ungarischen Gesandten in Bern, M. von Ottenfels, 

zuhanden von Bundespräsident E. Welti

Copia
S  Confidenziale Parigi, 3 aprile 1880

Conforme a quanto ebbi già il piacere di far noto all’Eccellenza Vostra per 
mezzo dell’ultima mia, non mancai di trasmettere a Sua Eminenza Reverendis- 
sima il Signor Cardinal Nina Segretario di Stato di Sua Santità l’importante let- 
tera1 ch’Ella Si compiacque di dirigermi intorno agli affari religiosi di cotesto 
paese.

Il prelodato Eminentissimo riservandosi di darmi in seguito precise e concrete 
istruzioni sull’argomento, mi fa ora conoscere ehe Sua Santità ha provato una non 
comune sodisfazione nel udire com’Ella seguiti, Signor Barone, con tanto zelo ed 
intelligenza ad impiegare l’opera sua a vantaggio délia buona causa e cooperi colle 
Sue operose cure a ricondurre la pace e la tranquillité di coscienza nell’animo di 
coteste cattoliche popolazioni. Mi commette quindi di ringraziarla nell’augusto 
nome di Sua Santità per tutto cio ch’Ella va facendo e farà in seguito pel consegui- 
mento di questo nobile scopo.

Facendosi poi a parlare delle notizie da Lei trasmesse intorno ai tentativi fatti 
nei Cantoni dissidenti per comporre le insorte discordie, rileva con dispiacere ehe 
il partito radicale non voglia aver più a ehe fare in alcun modo col Vescovo di Basi- 
lea, il quale ha si strenuamente difeso in questo lungo periodo di lotta, i diritti e la 
libertà délia Chiesa. Quest’aw ersione è tanto più dolorosa, rifletto l’Eminentis-

1. Nicht ermittelt.
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